
In der Senatssitzung am 8. April 2025 beschlossene Fassung 

 

Die Senatorin für Gesundheit, Frauen und Verbraucherschutz 

12.03.2025 

Vorlage für die Sitzung des Senats am 08.04.2025 
 

Änderung der bestehenden Verwaltungsvereinbarung mit dem Land Nieder-
sachsen über die Wahrnehmung der futtermittelrechtlichen Überwachungsauf-

gaben in Folge der stattgefundenen Neuverhandlung des Kostenausgleichs 

A. Problem 
 
Im Bereich des gesundheitlichen Verbraucherschutzes besteht bereits seit dem Jahr 2004 ein 
Staatsvertrag zwischen der Freien Hansestadt Bremen und dem Land Niedersachsen zur Zu-
sammenarbeit bei Überwachungs- und Untersuchungsaufgaben im Verbraucherschutz- und 
Tiergesundheitsbereich. Ursprünglich sah dieser die Übertragung der Wahrnehmung lebens-
mittelrechtlicher- und veterinärrechtlicher Überwachungstätigkeiten im Bereich des Fischerei-
hafens sowie der Grenzkontrollstelle in Cuxhaven vom Land Niedersachsen auf die Freie 
Hansestadt Bremen vor. Im Gegenzug hat die Freie Hansestadt die Wahrnehmung der futter-
mittelrechtlichen Überwachungsaufgaben im Land Bremen auf das Land Niedersachsen über-
tragen. Im Dezember 2018 erfolgte eine Aktualisierung der Regelungen durch einen Ände-
rungsstaatsvertrag. Im Kern hatte diese Überarbeitung zur Folge, dass seit Juli 2021 die 
Wahrnehmung der hoheitlichen Aufgaben in Cuxhaven wieder durch die zuständigen Behör-
den in Niedersachsen erfolgt. Der Staatsvertrag regelt somit heute ausschließlich die Wahr-
nehmung aller futtermittelrechtlichen Überwachungs- und Verwaltungsaufgaben im Land Bre-
men durch das zuständige Dezernat des LAVES in Oldenburg. Einzelheiten dazu sowie zu 
Fragen des finanziellen Ausgleichs werden in einer Verwaltungsvereinbarung vom 11. Feb-
ruar /20. März 2020 näher geregelt. 
 
Basis für den Ausgleich der im Rahmen der Futtermittelüberwachung (FMÜ) anfallenden Kos-
ten bildet Artikel V des Staatsvertrages in Verbindung mit § 3 der zugehörigen Verwaltungs-
vereinbarung über die Wahrnehmung der futtermittelrechtlichen Überwachungsaufgaben:  
• Kosten für die Laboruntersuchung von Futtermittelproben werden im Rahmen der Koope-

ration der amtlichen Labore der norddeutschen Länder (NOKO) ausgeglichen; das Lan-
desuntersuchungsamt Bremen erbringt demnach in vergleichbarem Umfang Gegenleis-
tungen für die Untersuchung von Proben aus Niedersachsen  

• Bei den Kosten für Betriebskontrollen sowie Verwaltungsaufgaben erfolgt zunächst eine 
Gegenrechnung der dafür erhobenen Gebühren sowie ggf. Sanktionsgelder. Der nicht 
durch Gebühren zu deckende Kostenanteil wird dem Land Bremen jährlich in Rechnung 
gestellt. 

 
Zum Zeitpunkt der Verhandlungen zur Aktualisierung des Staatsvertrages im Jahr 2018 wurde 
nach Aussage des zuständigen niedersächsischen Landwirtschaftsministeriums eine kosten-
deckende Gebührenordnung für die Wahrnehmung der Überwachungsaufgaben angestrebt. 
Für den nicht-kostendeckenden Anteil wurde deshalb in der Verwaltungsvereinbarung zu-
nächst die Zahlung einer geringen jährlichen Pauschale von 5.000 Euro vereinbart, verbunden 
mit der Ankündigung einer Evaluierung bei Feststellung gravierender Abweichungen.  
Umfangreiche Gerichtsverfahren mit zahlreichen Futtermittelunternehmern sowie geänderte 
politische Vorgaben führten allerdings in den Folgejahren zu einer Abkehr Niedersachsens 
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vom Ziel einer Vollkostendeckung über Gebühren. Die Gebührenordnung wurde entspre-
chend mehrfach angepasst. Diese Entwicklung hatte zur Folge, dass das LAVES als zustän-
dige Behörde mit der jährlichen Rechnungsstellung für die FMÜ seit 2020 ein wachsendes 
Missverhältnis zu dem Ausgleichsbetrag von 5.000 Euro mitgeteilt hat. Die in der Kosten-Leis-
tungsrechnung des LAVES ausgewiesenen Aufwendungen bewegten sich nach Abzug von 
Gebühreneinnahmen und Sanktionsgeldern während der Pandemiejahre 2020 und 2021 auf-
grund eingeschränkter Kontrollmöglichkeiten bei etwa 50.000 – 60.000 Euro und wuchsen da-
nach auf eine Größenordnung zwischen 75.000 und 100.000 Euro jährlich an.  
Es ist dabei wichtig zu wissen, dass die Kosten der FMÜ aufwandbezogen erfasst werden und 
neben den durchgeführten Betriebskontrollen weitere Tätigkeiten, wie z. B. die Erfüllung natio-
naler und EU-Berichtspflichten, die Zulassung von Betrieben sowie die Exportzertifizierung ab-
decken. Die Kosten unterliegen deshalb jährlichen Schwankungen; der Arbeitsanfall ist von 
der zuständigen Behörde nur bedingt steuerbar.  
 
Im Herbst 2024 war von niedersächsischer Seite dringender Bedarf für Nachverhandlungen 
zur künftigen Anpassung des Kostenausgleichs signalisiert worden. Diese Vorgehensweise ist 
auch im § 3 Abs. 2b) der Verwaltungsvereinbarung vorgesehen. In der Folge wurde zwischen 
dem niedersächsischen Ministerium für Landwirtschaft (ML NI) und der Senatorin für Gesund-
heit, Frauen und Verbraucherschutz eine Verwaltungsvereinbarung zur Änderung der beste-
henden Verwaltungsvereinbarung über die Wahrnehmung der futtermittelrechtlichen Überwa-
chungsaufgaben abgestimmt. Die vorgeschlagene Änderung bezieht sich ausschließlich auf § 
3 „Kosten und Ausgleich“. 

Gemäß dem Schreiben der Senatskanzlei vom 11.02.2025 legt die Senatorin für Gesundheit, 
Frauen und Verbraucherschutz diese Änderungsverwaltungsvereinbarung dem Senat vor und 
bittet um Ermächtigung zur Unterzeichnung derselben. 

 
B. Lösung 
 
Der anliegende Entwurf einer Verwaltungsvereinbarung trägt dem Änderungsbedarf Rech-
nung (vgl. Anlage 1).  
 
Der Kostenausgleich für die durch das niedersächsische LAVES geleisteten Aufgaben der 
Bremischen FMÜ soll ab 2025 anhand der Übernahme der Personal- und Sachkosten für eine 
EG 11-Stelle (TV-L) für eine:n Futtermittelkontrolleur:in erfolgen. Die Kosten bemessen sich 
dann nach den jeweils aktuellen niedersächsischen Personal- und Sachkostensätzen und be-
tragen derzeit 98.137 €. Damit das Gesamtdefizit zulasten Niedersachsens nicht noch weiter 
anwächst, soll der neue Modus des Kostenausgleichs bereits mit der Rechnungsstellung 2025 
für das Kontrolljahr 2024 greifen. Die Änderung der bestehenden Verwaltungsvereinbarung 
soll entsprechend rückwirkend ab dem 01.01.2024 in Kraft treten. 
 
Die vorgeschlagene Lösung ermöglicht es, die sehr gute und konstruktive Zusammenarbeit 
mit dem Land Niedersachsen im Bereich des gesundheitlichen Verbraucherschutzes sowie 
die effiziente Durchführung der FMÜ durch das LAVES zukunftssicher aufzustellen.  
Eine Begleichung der für die Überwachungstätigkeiten tatsächlich anfallenden Kosten auf eine 
pragmatische und nachhaltige Weise ist erforderlich. Die Verrechnung über eine Personal-
stelle mit automatischer Anpassung der Personal- und Sachkostensätze verschlankt den Ab-
rechnungsprozess; eine weitere Evaluierung ist nur bei gravierenden Änderungen des Aufga-
benzuschnittes notwendig.  
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C. Alternativen 
 
Eine Ablehnung der Anpassung des Kostenausgleichs über die anliegende Änderungsverwal-
tungsvereinbarung könnte zu einer Kündigung des bestehenden Staatsvertrages nebst Ver-
waltungsvereinbarung durch das Land Niedersachsen führen. Dies hätte zur Folge, dass die 
Freie Hansestadt Bremen wieder eine eigenständige FMÜ aufbauen müsste, was mit gravie-
renden finanziellen und fachlichen Herausforderungen verbunden wäre. Erfahrungswissen zu 
Umsetzungsfragen amtlicher Futtermittelkontrollen ist aufgrund der langjährigen Aufgaben-
übertragung derzeit weder auf Senatorischer Ebene, noch auf Amtsebene (Lebensmittelüber-
wachungs-, Tierschutz- und Veterinärdienst; LMTVet) vorhanden. Geeignetes Personal 
müsste eingestellt und gemäß den rechtlichen Vorgaben der Futtermittelkontrolleur-Verord-
nung qualifiziert werden. Neben den einmaligen Ausbildungskosten (8.400 € Seminarkosten 
zzgl. Unterkunft /Verpflegung) würden durch zusätzliche Personal- und Sachkosten allein 
beim LMTVet voraussichtliche Gesamtkosten in Höhe von 170.000 € für 1,0 VZÄ Futtermittel-
kontrolleur:in, 0,5 VZÄ Fachverwaltung sowie 0,25 VZÄ Fachliche Leitung für die Überwa-
chung der etwa 300 Bremischen Futtermittelbetriebe.   
 
Nach Einschätzung der Senatorin für Gesundheit, Frauen und Verbraucherschutz kann die 
Alternative einer eigenständigen FMÜ nicht empfohlen werden. Diese stellt nicht nur die für 
die Freie Hansestadt Bremen teurere Variante dar, da dann zusätzlich zum Kontrollpersonal 
der gesamte Verwaltungs- und Leitungsoverhead wieder selbst gestellt werden muss. Zusätz-
lich ist es bei einer derart kleinen Organisationseinheit mit nur einem /einer Kontrolleur:in auch 
problematisch, ein fachlich hohes Niveau der Überwachung sicherzustellen. Urlaubs- und 
krankheitsbedingte Ausfälle der Kontrollperson sind nicht zu kompensieren, Schulungen nur 
schwer sicherzustellen. Das FM-Dezernat des niedersächsischen LAVES stellt dagegen eine 
große, fachlich sehr gut aufgestellte Kontrolleinheit dar.  
 
 
D. Finanzielle und personalwirtschaftliche Auswirkungen / Genderprüfung / 
      Klimacheck 
 
Bei Zustimmung zur anliegenden Änderungsverwaltungsvereinbarung wird mit der Rechnung 
2025 für die Kontrolltätigkeiten der FMÜ im Jahr 2024 ein Betrag von98.137 € durch die Freie 
Hansestadt Bremen zu begleichen sein (Personalkosten zuzüglich Arbeitsplatzkosten für eine 
VZÄ EG 11 TV-L in Niedersachsen; vgl. Anlage 2). Dieser Betrag ist auch in den Folgejahren 
ab 2026 gegenüber dem ML NI zu begleichen. KünftigeTarifsteigerungen des TV-L können zu 
entsprechenden Anpassungen der Personalkostensätze führen. Diese sind, genau wie Steige-
rungen der Sachkosten, derzeit nicht genau zu beziffern. 
 
Die jährlichen Mehrkosten von 93.137 € gegenüber der bisher geleisteten Pauschale von 
5.000 € werden innerhalb der Ressorteckwerte der Senatorin für Gesundheit, Frauen und Ver-
braucherschutz bereitgestellt.  
 
Das Land Niedersachsen sieht bisher vom rückwirkenden Ausgleich des in den Jahren 2020-
2023 zulasten des LAVES entstandenen Gesamtdefizits von ca. 270.000 € ab.  
 
Personalwirtschaftliche Auswirkungen entstehen durch den Entwurf der Änderungsverwal-
tungsvereinbarung nicht.  
 
Frauen und Männer sind von dem Entwurf in gleicher Weise betroffen. 
 
Die Beschlüsse in der Senatsvorlage haben, auf Basis des Klimachecks, voraussichtlich keine 
Auswirkungen auf den Klimaschutz. 
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E. Beteiligung/ Abstimmung 
 
 
F. Öffentlichkeitsarbeit / Veröffentlichung nach dem Informationsfreiheitsgesetz 
 
Einer Veröffentlichung nach dem Informationsfreiheitsgesetz steht nichts entgegen. 
 
 
G. Beschluss 
 
1. Der Senat befürwortet die Weiterführung der langjährigen, guten Kooperation zwischen der 

Freien Hansestadt Bremen und dem Land Niedersachsen auf dem Gebiet des gesundheit-
lichen Verbraucherschutzes. 

 
2. Der Senat beschließt den anliegenden Entwurf einer Verwaltungsvereinbarung zur Ände-

rung der Verwaltungsvereinbarung mit dem Land Niedersachsen über die Wahrnehmung 
der futtermittelrechtlichen Überwachungsaufgaben. 

 
3. Der Senat ermächtigt die Senatorin für Gesundheit, Frauen und Verbraucherschutz zur Un-

terzeichnung der o.g. Verwaltungsvereinbarung. 
 
4. Der Beschluss des Senates wird der Deputation für Gesundheit, Pflege und Verbraucher-

schutz zur Kenntnisnahme zugeleitet.  
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